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Dass eine SchweizerVolksinitia-
tive in Deutschland Beachtung
findet, ist selten.Die Schweiz gilt
vielen Deutschen alsMusterland
mit kaum nennenswerten Pro-
blemen. Gerade schauen einige
aber genauer auf die Schweizer
Innenpolitik.

Die Abstimmung über die
SRG-Halbierungsinitiative am
Sonntag weckt Interesse, vor al-
lemweil der öffentlich-rechtliche
Rundfunk auch in Deutschland
unter Druck geraten ist. Noch
mehrAufmerksamkeit erhält die
SVP-Initiative zur 10-Millionen-
Schweiz. Sie wird in deutschen
Medien und auf Social Media
breit diskutiert – obwohl der
Abstimmungstermin am 14. Juni
noch weit entfernt liegt.

Mit Verwunderung wird in
Deutschland registriert, dass das
Schweizer Stimmvolk die neuen
bilateralenVerträge torpedieren
könnte. Diese haben Bundes-
rat Guy Parmelin und EU-Kom-
missionschefin Ursula von der
LeyenamMontagunterschrieben.
Ein Ja würde der Personenfrei-
zügigkeit mit der EUwiderspre-
chen – ein Kernpunkt sowohl
der alten als auch der neuen
bilateralen Verträge.

Direkte Demokratie –
einModell für Deutschland?
Schon im vergangenen Jahr be-
richteten die «Frankfurter All-
gemeine Zeitung» (FAZ) und die
«Süddeutsche Zeitung» (SZ) pro-
minent über die Initiative. Die
SZ kritisierte dasVolksbegehren
scharf. Ein Jawürde die Schweiz
«unnötig in eine Krise stürzen»,
heisst es in einem Kommentar.
Die SVP suche den Konflikt mit
der Europäischen Union.

Die FAZ beschreibt ein «dif-
fuses Unwohlsein» gegenüber
der wachsenden Zahl von Aus-
ländern, auch wenn diese meist
aus Europa stammten und kultu-
rell mit der Schweiz vertraut sei-
en. Eine Annahme der Initiative
wäre ein «schwerer Schlag» für
die SchweizerWirtschaft.

Auch die «Welt» hat einen
Bericht veröffentlicht, dessen
Kommentarbereich aufschluss-
reich ist. Die Leser des rechts-
bürgerlichenMediumsbegrüssen
die Initiative. Kommentare wie

«Schweizer müsste man sein»
und«So siehtNachhaltigkeit aus»
gehören zu den beliebtesten.
Viele wünschen sich auch in
Deutschland eine direkte Demo-
kratie – ohne zu bedenken, dass
dies eine grundlegende Umge-
staltung des politischen Systems
erfordernwürde.

In den letzten Tagen hat die
10-Millionen-Initiative auch auf
Tiktok Wellen geschlagen. Ein
Journalist der «Zeit» zeigt sich
in einem kurzen Video erstaunt,
dass die Initiative Erfolg haben
könnte, obwohl sie die Beziehun-
gen zurEU infrage stellenwürde.

Auch die DeutscheWelle, das
deutsche Pendant zu Swissinfo,
berichtet in einem Video darü-
ber. In ihrem Beitrag betont sie
die Tragweite desVorhabens: Es
würde dieMigrationspolitik und
die internationalen Abkommen
mit der EU neu aufstellen.

Dasdeutsche Interesse ander Ini-
tiative hatmehrere Gründe.Viele
überrascht, dass ein wirtschaft-
lich erfolgreiches Land wie die
Schweiz einen radikalen Schritt
zur Zuwanderungsbegrenzung
erwägt.Viele haben Kolleginnen
und Kollegen, die von Schweizer
Spitälern oderUnternehmen ab-
geworben wurden. Mit einer fi-
xen Bevölkerungsgrenze ist das
nur schwer vereinbar.

SVP-Initiative ist Teil eines
europäischen Phänomens
Zudem prägt das Thema Mig-
ration die deutsche Politik spä-
testens seit der Flüchtlingskrise
2015/2016. Die AfD verdankt ih-
renAufstiegmassgeblich derBe-
wirtschaftung der Migrations-
problematik.

Auch in deutschen Grossstäd-
ten kennt man das, was in der
Schweiz als «Dichtestress» be-

zeichnet wird: Wohnungsnot,
steigendeMieten und überfüllte
Verkehrsmittel. Und wie in Zü-
rich ärgern sich manche in Ber-
lin, wenn sie in Restaurants nur
auf Englisch bestellen können.

Das Interesse an der 10-Millio-
nen-Initiative beschränkt sich
nicht auf den deutschsprachi-
gen Raum. Eine Journalistin der
«New York Times» ordnet die
Initiative in einen grösseren
Kontext ein. Sie zeigt, wie die
Stimmung gegenüber Migran-
ten in Europa kritischer gewor-
den ist.Auch in der Schweiz habe
diewachsendeVielfalt derBevöl-
kerung anmanchenOrten einen
«Backlash» ausgelöst.

Diebritische«FinancialTimes»
nennt den Vorschlag «radikal»
und sieht ihn ebenfalls im euro-
päischenKontext. SteigendeMie-
ten,Konkurrenz auf demArbeits-
markt und Druck auf öffentliche
Dienstleistungen hätten invielen
Ländern einemigrationskritische
Politik befeuert.

Der «Guardian» geht hart mit
der SVP ins Gericht. Die Partei
bekämpfe Einwanderung, indem

sie Verbrechen von Ausländern
hervorhebe undmit Bildern von
blutigenMessern,vonvermumm-
tenTätern undvonverängstigten
Frauen arbeite. DerArtikel zitiert
denWirtschaftsverband Econo-
miesuisse, der die Initiative als
«Chaos-Initiative» bezeichnet.

Der «Telegraph» nennt die
Initiative einen «grossenTest für
die Einwanderungspolitik». Sie
könnte zu einem heftigen Streit
mit der EU führen, da die Perso-
nenfreizügigkeit einKernelement
der Beziehungen sei. Das Me-
dium vergleicht die Schweizer
Steuerung der Migration mit
derjenigen Singapurs,wobei der
asiatische Stadtstaat keine star-
re Obergrenze plant.

Nigel Farage hat ähnliche
Ideenwie die SVP
Das breite britische Interesse
an der Initiative ist kein Zufall.
Schon im Brexit-Abstimmungs-
kampf galt die Schweiz den Be-
fürwortern als Vorbild. Kürzlich
forderte Reform UK, die Partei
von Nigel Farage, eine «Netto-
Null-Migration» – es sollen nur
so vieleMenschen ins Land kom-
men,wie es verlassen. EinAnlie-
gen, das der 10-Millionen-Initia-
tive ähnelt. ReformUK führt der-
zeit die Umfragen an.

Auch das spanische Online-
portal «El Confidencial» berich-
tet in einem Videobeitrag auf
Tiktok. Die Journalistin zeigt
sich überrascht, dass die Schweiz
ihre Bevölkerungszahl begren-
zenwill, obwohl diemeistenMi-
granten Arbeitskräfte und keine
Flüchtlinge seien.

Sie verweist auf die Massen-
einwanderungsinitiative von
2014, die nur in einer «Light»-
Version umgesetzt wurde. Die
Schweizmüsse jetzt entscheiden,
ob sie ein Paradies für ausländi-
sche Arbeitskräfte bleiben oder
sich ein «Ausgebucht»-Schild
umhängen wolle.

Die ausführliche Berichter-
stattung zeigt: Schon mehrere
Monate vor derAbstimmung am
14. Juni schaut das Ausland auf
die Schweiz. Das Stimmvolk be-
findet über eine Frage, die auch
andernorts virulent ist – und
trifft einen Entscheid, der eine
Signalwirkung für die Migrati-
onspolitik in manchen europäi-
schen Ländern haben könnte.

In europäischen Ländern stösst
10-Millionen-Initiative auf ein grosses Echo
Volksabstimmung am 14. Juni Das SVP-Volksbegehren findet internationale Beachtung. Gerade in Deutschland zeigen sich
viele überrascht davon, dass das erfolgreiche Nachbarland einen derart radikalen Vorschlag annehmen könnte.

Nachhaltigkeitsinitiative: SVP-Nationalrat Thomas Aeschi im April 2024 bei der Übergabe der Unterschriften vor dem Bundeshaus. Foto: AFP

In Deutschland
wirdmit
Verwunderung
registriert, dass
das Stimmvolk
die neuen Verträge
mit der EU
torpedieren könnte.


